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Bisher sorgte der G7-Gipfel in
Evian aus Sicht des Bundesrats
fast nur für Ärger.

Frankreich weigert sich, ein
Abkommen zu unterschreiben,
das die Aufteilung der hohen
Sicherheitskosten für das Tref-
fen nahe der Schweizer Grenze
regelt. Die französische Satire-
zeitschrift «Le Canard enchaî-
né» enthüllte einen scharfen
Brief von Bundespräsident Guy
Parmelin an Frankreichs Präsi-
dentenEmmanuelMacron.Darin
kritisiert Parmelin, dass es nicht
vorwärtsgehe.Macron soll darü-
ber wenig erfreut sein.

Doch jetzt gibt es einen kleinen
Lichtblick: Der Bundespräsident
wird am offiziellen Galadinner
am Dienstag teilnehmen. Das
bestätigen mehrere unabhängi-
ge Quellen gegenüber dieser Re-
daktion. Das Wirtschaftsdepar-
tement äussert sich auf Anfrage
nicht dazu.

Es besteht Redebedarf
Dass Parmelin abends mit am
Tisch sitzt, dürfte jenen Kriti-
kern den Wind aus den Segeln
nehmen, die fürchten, dass vom
G7-Gipfel ausser Spesen und et-
was Glanz für die Quasigaststadt

Genf nichts übrig bleibt – vor al-
lem nichts politisch Zählbares.

In Evian trifft Parmelin auf die
Staatschefs derwichtigstenwest-
lichen Industrienationen – vor-
aussichtlich auch auf denUS-Prä-
sidentenDonaldTrump.Undmit
diesem hat er Redebedarf. Denn
die Schweiz ist vorkurzemerneut
ins Visier der Trump-Regierung
geraten:Washingtonwill Schwei-
zer Exporte mit 12,5 Prozent Zoll
belegen,weil das Land angeblich
zuwenig gegenZwangsarbeit un-
ternimmt. In Kürze könnte sich
die Situation sogar noch ver-
schlimmern, weil weitere Zölle

drohen für Staaten, die aus Sicht
der US-Regierung «industriel-
le Überproduktion» betreiben.

Auch der Zolldeal mit den
USA ist noch nicht unter Dach
und Fach. DemVernehmen nach
sind dieVerhandlungen auf tech-
nischer Ebene beendet, doch
Trumps Unterschrift fehlt.

Ein Treffen käme also sehr
gelegen.

Allerdings ist Donald Trump
auch für Überraschungen gut:
Beim letzten G7-Treffen in Ka-
nada reiste er vorzeitig ab. Des-
halb hat der französische Prä-
sident Emmanuel Macron alles

getan, um ihm entgegenzukom-
men. Am Sonntag feiert Trump
Geburtstag und weilt an einem
Kampfsportanlass im Weissen
Haus. Das Gipfeltreffen wurde
deshalb extra verschoben.

Vielleicht bringt der Bundes-
präsident ihm ja als nachträgli-
ches Geburtstagsgeschenk einen
guten Chasselas vom familien-
eigenen Rebberg mit. Parme-
lins Heimatort Bursins VD liegt
nur etwas mehr als 20 Kilome-
ter Luftlinie von Evian entfernt.

Benno Tuchschmid
und Larissa Rhyn

Guy Parmelin darf ans Nachtessenmit Donald Trump
G7-Gipfel Der Bundespräsident soll am Galadinner in Evian teilnehmen. Das bestätigenmehrere Quellen.

Integration Die Mehrheit des St.
Galler Kantonsrats hat gestern
eine parteiübergreifende Moti-
on gutgeheissen für ein kantons-
weites Kopftuchverbot für Leh-
rerinnen. Auslöser war ein Fall
in Eschenbach SG. Im Sommer
2025 hatten sich in Eschenbach
Eltern gegen die Anstellung ei-
ner jungen Lehrerin gewehrt, die
mit Kopftuch unterrichtenwollte.
Schliesslich entschied die Schule,
das Anstellungsverhältnis doch
nicht einzugehen.

Darauf reichten imKantonsrat
Mitglieder aus allen vier Frakti-
onen eine Motion ein. Im Volks-
schulgesetz solle das Tragen
«von religiös motivierten Klei-
dungsstücken oder Symbolen
durch Lehrpersonen» an öffent-
lichen Schulen untersagtwerden.
Die Regierung unterstützte die
Forderung,wollte dasVerbot aber
auf die Volksschule beschrän-
ken. Gestern stimmte der Rat
mit 70 zu 46 Stimmen der Moti-
on zu. Nun muss die Regierung
eine Gesetzesanpassung ausar-
beiten. (SDA)

Kein Kopftuch für
Lehrerinnen im
Kanton St. Gallen

Politik Die Zürcher SVP-National-
rätin Nina Fehr Düsel hat bei ih-
rer Doktorarbeit als Juristin ge-
schummelt. Zu diesem Schluss
kommt die Universität Zürich.
IhrenTitel darf sie aber behalten.
Ein Gutachten stufte 17 Textstel-
len als Plagiat ein,wie die Univer-
sität gestern mitteilte.

Das Verschulden sei «mittel-
schwer».Die Universität kamaber
zumSchluss, dass die festgestell-
ten Mängel nicht ausreichen, um
Nina Fehr Düsel ihren Titel zu
entziehen. Auslöser für das Gut-
achtenwar eine anonymeAnzei-
ge im Jahr 2023. (SDA/red)

SVP-Nationalrätin
Fehr Düsel: Plagiate
in Doktorarbeit

Markus Brotschi

Umdie Finanzierung der 13.AHV-
Rente wird heftig gestritten. Na-
tional- und Ständerat konnten
sich nicht einigen. Es brauchte
also eine Einigungskonferenz, die
gestern getagt hat.Was hat sie be-
schlossen? Welche Folgen hätte
ein Scheitern des Kompromiss-
vorschlags?Wir erklären es.

—Wie kam es soweit?
Sowohl der Nationalrat als auch
der Ständerat haben bereits je
dreimal über die Finanzierung
der 13. AHV-Rente beraten. Die
Vorlage lieferte der Bundesrat,
der eine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer um 0,7 Prozentpunk-
te vorschlug. Doch davon woll-
ten beide Kammern nichts wis-
sen. Stattdessen entwarfen sie je
ein eigenes Konzept und hielten
eisern daran fest.

Der Nationalrat wollte eine
zeitlich befristete Erhöhung der
Mehrwertsteuer. Der Ständerat
hingegen beharrte auf einemMix
aus höheren Lohnabgaben und
zusätzlichen Mehrwertsteuern –
unbefristet. ImNationalratwehr-
te sich eine knappe Mehrheit aus
SVP, FDP und GLP gegen höhere
Lohnbeiträge, da dies die Er-
werbstätigenbelaste.Zudemwoll-
te dieMitte-rechts-Allianz die Zu-
satzfinanzierung nur vorüberge-
hend bis 2033 beschliessen, um
bei der anstehendenAHV-Reform
über eine Rentenaltererhöhung
oder neue Einnahmequellen zu
diskutieren.

—Wie sieht jetzt derVorschlag
der Einigungskonferenz aus?
Wie der Ständerat schlägt die
Einigungskonferenz eine Misch-
finanzierung aus Lohnabgaben
und Mehrwertsteuern vor. Aller-
dings wurde bei den Lohnbeiträ-
genderAufschlag nochmals redu-
ziert auf 0,2 Prozentpunkte, die je
hälftig auf Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber aufgeteilt werden. Dies
führt zu jährlichen Zusatzeinnah-
men für dieAHVvon rund 1Milli-
arde Franken.DerNormalsatz der
Mehrwertsteuer soll um 0,4 Pro-
zentpunkte,derSondersatz fürdie
Hotellerie um 0,2 Prozentpunk-
te erhöht werden. Dies verschafft
derAHVZusatzeinnahmenvon 1,4
Milliarden. Lebensmittel und an-
dereGüterdesGrundbedarfswer-
denvonderErhöhung ausgenom-
men.All dieseAbgaben sollen un-
befristet erhoben werden. Dazu
kommt einhöhererBundesbeitrag

von 900 Millionen, der aber nicht
Teil dieser Vorlage ist.

—Wie ist die Konferenz
zusammengesetzt?
Sie besteht aus je 13 Mitgliedern
beider Räte der Sozial- und Ge-
sundheitskommission (SGK).

—Wie geht es nunweiter?
Der Ständerat wird am Donners-
tag über den Vorschlag der Eini-
gungskonferenz abstimmen. Die
kleine Kammer dürfte den Kom-
promiss annehmen, da im Stän-
derat die Mitte-links-Mehrheit
eine Mischfinanzierung wollte.

Hochspannend wird dagegen
die Abstimmung im Nationalrat,
die am nächsten Mittwoch statt-
findet. Da SVP, FDP und Grün
liberale gegen zusätzliche Lohn-
abgaben sind, braucht es in ihren
Reihen Abweichler, um dem Vor-
schlag zu einer Mehrheit zu ver-
helfen.Diese könnten amehesten
in den Reihen derWestschweizer
SVP-Nationalräte zu finden sein.
Bauernverbandspräsident Mar-

kus Ritter (Mitte) versuchte be-
reits, Landwirtschaftsvertreterder
SVPvonderMischfinanzierung zu
überzeugen. Denn für die Bauern
sind etwas höhere Lohnabgaben
das kleinere Übel als eine höhere
Mehrwertsteuer.

—Warum könnte die GLP
nun die Gewinnerin sein?
An sich ist die Finanzierungsvor-
lage als Gesamtkonzept gedacht.
Sie besteht aber aus zwei sepa-
raten Beschlüssen zurMehrwert-
steuer und zu den Lohnabgaben.
Klar geregelt ist, dass die Lohn-
beiträge nur angehoben werden
können,wennderMehrwertsteu-
er-Beschluss eineMehrheit erhält.
Das steht so imGesetz.Die umge-
kehrte Verknüpfung hat das Par-
lament aber nicht gemacht: Die
Mehrwertsteuer kann also auch
erhöht werden, falls das Parla-
ment höhere Lohnbeiträge ab-
lehnt.Und genau dies könnte nun
im Nationalrat passieren: GLP,
FDP und SVP könnten im Natio-
nalrat Nein zu höheren Lohnbei-

trägen sagen. Die GLP könntemit
SP, Grünen und Mitte der höhe-
ren Mehrwertsteuer zustimmen.

— Ist die Finanzierung
unter Dach,wenn beide Räte
zustimmen?
Noch nicht ganz. Vorerst muss
sie am letzten Sessionstag, dem
19. Juni, noch die Schlussabstim-
mungen in beiden Räten über-
stehen. Theoretisch kann die Fi-
nanzierung dort noch durchfal-
len. Dies könnte dann der Fall
sein, wenn der Vorschlag der Ei-
nigungskonferenz imNationalrat
in der ersten Abstimmung eine
knappe Mehrheit gefunden hat.

—Kann das Volk darüber
abstimmen?
Ja, falls sie im Parlament durch-
kommt. Denn dieMehrwertsteu-
ersätze sind in der Verfassung
festgeschrieben.Änderungen be-
nötigen folglich ein Volks- und
ein Ständemehr.DieAbstimmung
könnte am 29.November oder am
28. Februar 2027 stattfinden. Bei

einem Ja dürfte die Zusatzfinan-
zierung auf 2028 in Kraft treten.

—Was passiert, wenn die
Zusatzfinanzierung scheitert?
So oder sowird die 13.AHV-Rente
erstmals imDezemberausbezahlt.
Solange es keine Zusatzfinanzie-
rung gibt, werden die jährlichen
Kostenvonüber4MilliardenFran-
ken aus dem Kapital des AHV-
Fonds finanziert.ZielvonSVP,FDP
und GLP ist es, mit der nächsten
AHV-Reform eine Finanzierung
derRenten bis 2040 zu beschlies-
sen. Eine solche Reform tritt je-
doch frühestens 2031 in Kraft.
Die gesetzliche Vorgabe, dass das
AHV-Vermögen die Rentenaus-
gaben eines Jahres decken muss,
würde deshalbverletzt. Falls auch
die nächste AHV-Reform schei-
tert, schwindet das AHV-Vermö-
gen rasant und dürfte 2040 nur
noch ein Drittel der Rentenkos-
ten decken. In einem solchen Fall
wäre die Liquidität der AHV ge-
fährdet, und der Bund müsste al-
lenfalls einspringen.

AmEnde setzt sichwohl die GLP durch
Finanzierung der 13. AHV-Rente Die Einigungskonferenz beider parlamentarischer Räte schlägt einen Mix aus
höheren Lohnbeiträgen undmehr Mehrwertsteuer vor. Womöglich bleibt aber nur die Steuererhöhung übrig.

Rentnerinnen und Rentner sollen die 13. AHV-Rente mitfinanzieren – über eine höhere Mehrwertsteuer. Foto: Reto Oeschger

Bundesgericht Zürich: 69,4 Pro-
zent. Winterthur: 65,5 Prozent.
Mit diesen Ja-Anteilen stimmten
die zwei grossen Zürcher Städte
im Juni 2023 den kommunalen
Mindestlöhnen zu. Doch für die
betroffenenGeringverdienenden
gibt es bisher nicht mehr Geld.
Das soll sich nun ändern. Drei
Jahre nach den Abstimmungen
erteilt das Bundesgericht den
zwei Städten die Erlaubnis: Ab
sofort können sie Mindestlöh-
ne einführen und durchsetzen.

Gewerbeverbände hatten
gegen die Volksentscheide re-
kurriert. Sie bemängelten, dass
Städte gar nicht die Kompetenz
hätten, um sich inArbeitsverträ-
ge einzumischen. Vor dem Be-
zirksrat unterlagen sie. Das Ver-
waltungsgericht hingegen gab
ihnen recht. Das akzeptierten die
zwei Städte nicht und gelangten
ans Bundesgericht. Dieses stützt
nun die Sicht der Städte,wie aus
dem neuen Urteil hervorgeht.

Im Gegensatz zum Verwal-
tungsgericht ist das Bundes-
gericht nicht der Ansicht, dass
städtische Mindestlöhne gegen
kantonales Zürcher Recht ver-
stossen. Es liege in der Gemein-
deautonomie von Zürich und
Winterthur, solche Vorschriften
zu erlassen. (red)

Städte dürfen
Mindestlöhne
einführen
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Christian Brüngger (Text),
Boris Gygax (Foto)
und Yannick Wiget (Grafiken)

Die Speckwürfeli glänzen im
Pfändli, die Rösti brutzelt, auf
den Spiegeleiern prangt ein
Herz aus Paprika. Gastfreund-
schaft geht auf derLidernenhütte
(1727 mü.M.) im Kanton Uri
auch durch den Magen. Hütten-
wartin Eliane Schiess wünscht
«ä Guetä». Hinter ihr breitet
sich die Aussicht aus: ein Zip-
fel desVierwaldstättersees samt
Rütli, Stoos, Hoch-Ybrig oder
Muotatal.

Doch die Bergidylle ist trü-
gerisch.

Eliane Schiess und ihr Partner
Christian Affolter führen die Li-
dernenhütte im Herzen der In-
nerschweiz. Ihnen läuft es her-
vorragend. 7409 Übernachtun-
gen verbuchte das Hüttenpaar
im vergangenen Jahr – Rekord.
Damit zählt ihre Hütte im Ran-
king zur viertbestbesuchten von
rund 150 SAC-Hütten.

Und doch sind Schiess/Affol-
ter wie alle Hüttenwarte nicht
uneingeschränkt zufrieden. Da
sind einerseits die vielen fristge-
rechten Absagen. Auf der Lider-
nenhüttewerden 33 Prozent der
Reservationen annulliert, über
alle SAC-Hütten hinweg sind es
gar 40 Prozent. Und 6 Prozent
aller Annullationen entfallen in

der Lidernenhütte mittlerwei-
le auf Gäste, die weder erschei-
nen noch absagen. Auch diese
No-Shows zwingen die Hütten-
teams regelmässig zum Umpla-
nen und Improvisieren.

Eliane Schiess erklärt die He-
rausforderung am Beispiel des
Essens. Die Gäste haben sich
mittlerweile an drei bis vierGän-
ge in den SAC-Hütten gewöhnt,
schätzen frische Zutaten und
immer wieder auch vegetari-
sche odervegane Gerichte. Doch
bleiben die Gäste aus, droht
Food-Waste.

Salatwochen statt
Food-Waste
Dann gibt es auf der Lidernen-
hütte eben «Salatwochen», wie
Schiess mit Humor sagt. Was
wegen Absagen an frischen Le-
bensmitteln übrig bleibt, landet
auf denTellern desHüttenteams.

Zum Mehraufwand kommen
die fehlenden Einnahmen.Denn
nicht jede frei gewordene Schlaf-
stelle lässt sich kurzfristig wie-
der vergeben.

Und weil auch alle anderen
SAC-Hütten zunehmendvonNo-
Shows betroffen sind, wie SAC-
Kommunikationsleiter Remo
Schläpfer sagt, will der Alpen-
Club nun handeln. Anders als
die Hotellerie kennt er bislang
keine obligatorische Reserva
tionsgebühr.

An seiner Abgeordnetenver-
sammlung vom Samstag lässt
er seine Sektionen deshalb über
eine entsprechende Neuerung
abstimmen. Geplant ist eine ob-
ligatorische Reservationsgebühr,
die bei einemNo-Showautoma-
tischvon derhinterlegten Kredit-
karte abgebucht würde.

Eliane Schiess unterstützt die
Idee: «Ichwürde eine fixe Gebühr
begrüssen.» Bislang ist es jeder
Hüttenwartin und jedem Hüt-
tenwart freigestellt, ob eine sol-
che Gebühr erhobenwird – in der

Lidernenhütte ist dies der Fall.
Weil jedoch nur ein kleiner Teil
der rund 150 SAC-Hütten über-
haupt kostendeckend ist, gilt die
Vorlage als aussichtsreich.Offen
bleibt,wie hoch die Gebühr aus-
fallen und ab wann sie einge-
führt werden soll.

Für Schiess ist das Problem
paradoxerweise auch eine Fol-
ge des Erfolgs. Ihre Hütte mit
85 Schlafplätzen ist an vielen
Samstagen über Monate ausge-
bucht. «Wir könnten schon den
kommenden Sommer füllen»,
sagt sie.

Gleichzeitig betont sie: «Vie-
len Leuten ist es nicht bewusst,
dass uns selbst fristgerechte
Annullationen bis 48 Stun-
den vor der Anreise ins Schwit-
zen bringen, weil es Mehrar-
beit bedeutet» – und damit ihre
60-Stunden-Wochen noch län-
ger werden.

Klimaerwärmung ist
ein grosses Thema
Schiess, ursprünglich Sportleh-
rerin, sagt: «DieVollkasko-Denk-
weise hat zugenommen, man
will sich nicht festlegenmüssen.
Dieser gesellschaftliche Trend
ist spürbar.»

Er zwingt Schiess, die die Li-
dernenhütte gepachtet hat und
auf eigenes Risiko wirtschaftet,
weit im Voraus zu planen. Vor-
letzten Samstag kündigte sich

zunächst mässiges Wetter an.
66 Gäste hatten reserviert. Als
die Prognosen besser wurden,
meldeten sich kurzfristig wei-
tere 17 Personen an. Dass alle
verpflegt werden konnten, war
nur möglich, weil Schiess vor-
gesorgt hatte.

Wichtig ist ihr trotzdem, zu
betonen: Sie will sich weder be-
schweren noch klagen. Dafür
liebt sie ihren Job zu sehr. Aber
darauf hinweisen möchte sie
schon, dass ein frisches Bett ex-
akt im gewünschten Zimmerund
der 4-Gänger in den SAC-Hüt-
ten halt keine Selbstverständ-
lichkeit sind – «und man auch
bei schlechtemWetter eine gute
Zeit in einer Hütte verbringen
kann, zumal solche Ausflüge in
die Berge auch ein kleinesAben-
teuer sein sollten».

Den Kaffee hat Schiess mitt-
lerweile serviert, sie setzt sich
auf dieTerrasse undwird grund-
sätzlich. Die No-Shows sind zur-
zeit das eine grosse Thema des
SAC, die Klimaerwärmung das
andere. Über ein Drittel derHüt-
ten könnte in Zukunft durch tau-
enden Permafrost instabil wer-
den, hält der SAC fest. Doch der
Umbau oder garVerschiebungen
gehen ins Geld.

Der dafürvorgesehene Fonds,
den alle 110 SAC-Sektionendurch
sechs Prozent ihrer Einnahmen
pro Hütte speisen, ist mit 14 Mil-

lionen Franken allerdings unter-
finanziert. Denn der SAC rechnet
bis 2040mit jährlichenAusgaben
von 20 bis 25 Millionen für Hüt-
tenbauprojekte. Ein Drittel die-
ser Kosten ist auf Anpassungen
zurückzuführen, die der Klima-
wandel in den Bergen auslöst.

Es braucht Anpassungen
auf verschiedenen Ebenen
An der Abgeordnetenversamm-
lung vom Samstag entscheiden
die Delegierten darum auch,
ob zusätzliche Millionen in den
Fonds fliessen. Unbestritten
scheint bei fast allen SAC-Sek-
tionen: Es braucht mehr Mittel.
Wie sie erreicht werden sollen,
wird lebhaft diskutiert.

Hüttenwartin Schiess ist von
dieser Diskussion nicht direkt
betroffen.Die Lidernenhütte be-
findet sich unterhalb der Perma-
frostzone. Aber auch für sie be-
deutet das Streben nach mehr
Nachhaltigkeit im Umgang mit
Abwasser und Energie weitere
Investitionen.

Der Wandel ist für sie offen-
sichtlich, weshalb es Anpassun-
gen auf verschiedensten Ebenen
benötige.Und darum sagt sie gar,
was fürmanche in der Szene der
SAC-Hütten wie ein kleines Sa-
krileg klingt: «Es braucht inner-
halb des SAC auch die Diskussi-
on, obwirklich jede Hütte erhal-
ten bleiben soll und kann.»

«Die Vollkasko-Denkweise nimmt zu»
Ärgernis No-Shows SAC-Hütten verzeichnen so viele Übernachtungen wie noch nie. Doch auch die Zahl der Gäste steigt, die nicht
absagen. Eliane Schiess sagt, was das auf 1700Metern bedeutet – und was sie von der Idee einer Reservationsgebühr hält.

Wirtet in der sechsten Saison auf der Lidernenhütte im Kanton Uri: Hüttenwartin Eliane Schiess.

Die sind die zehn beliebtesten SAC-Hütten

Anzahl Übernachtungen 2025

1 Lämmerenhütte 10'053

2 Britanniahütte 9'513

3 Monte-Rosa-
Hütte 9'019

4 Lidernenhütte 7'409

5 Blüemlisalphütte 7'303

6 Cabane de
Tracuit 7'261

7 Konkordiahütte 7'182

8 Camona da
Maighels 7'157

9 Kesch-Hütte 7'115

10 Weissmieshütte 7'066

Hütte Übernachtungen

Tabelle: wig / Quelle: SAC

SAC verzeichnete 2025 so viele Übernachtungen wie noch nie

Anzahl aller Übernachtungen in SAC-Hütten pro Jahr, 2013–2025
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«Vielen ist es nicht
bewusst, dass uns
selbst fristgerechte
Annullationen ins
Schwitzenbringen.»

Eliane Schiess


